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EuGH zur Steuerfreiheit im Zahlungs- und  
Überweisungsverkehr

Der EuGH hat mit 25.7.2018 über 
die Rs DPAS, C-5/17, entschieden 
und in dieser Rechtssache das Vor-
liegen einer steuerfreien Leistung im 
Zahlungs- und Überweisungsverkehr 
verneint. Die Rechtssache betraf nicht 
den Finanzdienstleistungssektor, 
dennoch wiederholt der Gerichtshof 
seine Aussagen zur Steuerfreiheit im 
Zahlungs- und Überweisungsverkehr 
und stellt dabei auf die dem Lei-
stungserbringer übertragene Verant-
wortung ab.

1.) Sachverhalt

Ausgangslage
DPAS (Dental Plan Administration 
Services) erbringt Leistungen iZm 
Zahnbehandlungsplänen. DPAS er-
bringt ihre Leistungen auf Basis einer 
Vereinbarung mit dem Arzt, wobei 
DPAS die Pläne in den Arztpraxen 
anbietet und unter dem Namen des 
Arztes vermarktet. Der Zahnbehand-
lungsplan selbst, in dem die jewei-
ligen Leistungen (Zahnbehandlung 
einerseits und Zahlungspflichten an-
dererseits) festgehalten sind, beruht 
auf einer Vereinbarung zwischen Arzt 
und Patient. Darüber hinaus erbringt 
DPAS weitere Dienstleistungen auf 
Basis einer separaten Vereinbarung 
mit dem Patienten, bietet eine vom 

Zahnbehandlungsplan nicht abge-
deckte Versicherung für Risiken an 
und erbringt „Zahlungsabwicklungs-
leistungen“. Nach Auffassung der 
englischen Steuerverwaltung waren 
die von DPAS erbrachten Leistungen 
als Umsätze im Zahlungs- und Über-
weisungsverkehr steuerfrei.

EuGH-Urteil in der Rx Axa UK 
In Folge des EuGH-Urteils vom 
28.10.2010 in der Rs Axa UK (C-
159/06) änderte DPAS die zugrunde-
liegende Vertragsgestaltung: Der 
Vertrag mit dem Zahnarzt sollte in 
zwei Verträge aufgespalten werden, 
nämlich einerseits in einen „Vertrag 
über Dienstleistungen iZm Zahn-
behandlungen“ mit dem Arzt sowie 
andererseits in einen „Vertrag über 
Erleichterungen iZm Zahlungsplan 
für Zahnbehandlungen“ mit dem Pa-
tienten. Die Gebühren sollten unver-
ändert bleiben, da DPAS die Mehr-
wertsteuer übernehme, die auf die 
an den Arzt erbrachte Dienstleistung 
geschuldet werde. DPAS war der 
Ansicht, dass die Dienstleistungen an 
die Patienten weiterhin von der Mehr-
wertsteuer befreit seien. Begründet 
wurde die Änderung mit „rein verwal-
tungstechnischen Änderungen“.
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2.) Entscheidung des EuGH
 
Der EuGH führt zunächst aus, dass 
sich ein steuerfreier Umsatz durch 
die Art der erbrachten Dienstleistung 
kennzeichne; der Empfänger der 
Leistung ist irrelevant. 

Die Abgrenzung eines Umsatzes im 
Zahlungs- und Überweisungsverkehr, 
welcher sich durch eine Änderung der 
rechtlichen und finanziellen Situation 
kennzeichne, zu rein materiellen, 
technischen oder administrativen 
Leistungen, sei danach vorzunehmen, 
ob die Verantwortung auf technische 
Aspekte beschränkt ist oder sich auf 
die spezifischen und wesentlichen 
Funktionen erstreckt, die diese Um-
sätze auszeichnen. Dazu sei anzu-
führen, dass DPAS die Überweisung 
nicht selbst tätigt, sondern die betref-
fenden Kreditinstitute anweist, die 
Übertragungen vorzunehmen. Auch 
übernehme DPAS keine Haftung 
für fehlgeschlagene oder annullierte 
Lastschriften (dies ergab sich in vor-
liegendem Fall aus den Allgemeinen 
Bedingungen der DPAS).

Zudem sei Zweck der Steuerbefrei-
ung, Schwierigkeiten bei der Bestim-
mung der Bemessungsgrundlage und 
Höhe der abzugsfähigen Vorsteuer zu 
vermeiden. Vorliegend sei dies aber 
keine Schwierigkeit, da sich die Ver-
gütung der DPAS aus der Differenz 
zwischen dem vom Konto des Pati-
enten abgebuchten Betrag und den 
Beträgen, die anschließend von DPAS 
an Arzt und Versicherer übertragen 
werden, ergibt.

Die von DPAS erbrachte Dienstlei-
stung sei daher nicht als Umsatz 
im Zahlungs- und Überweisungs-
verkehr steuerfrei.

3.) Praktische Bedeutung für den 
Finanzdienstleistungssektor
 
•  Der EuGH wiederholt in seiner 
Entscheidung die Bedeutung der 
dem Leistungserbringer übertra-
genen Verantwortung. In der Praxis 
dürfte dies ua nach den in den allge-
meinen (Geschäfts-) Bedingungen 
des Leistungserbringers enthaltenen 
Klauseln zu einer etwaigen Haftung 
zu beurteilen sein. 
• Ebenfalls dürfte zu berücksichti-
gen sein, ob sich die Bestimmung 
der Bemessungsgrundlage im 
konkreten Fall als schwierig erweist. 
Nach welchen Kriterien dies zu be-
urteilen ist, bleibt allerdings offen.
• Von Leistungen des Zahlungsver-
kehrs und Lastschriftsverfahren von 
Banken unterscheidet sich der vor-
liegende Fall dadurch, dass die von 
DPAS erbrachte Leistung letztlich 
nicht die spezifischen und wesent-
lichen Funktionen einer Leistung 
des Zahlungs- und Überweisungs-
verkehrs erfüllt:  
Die Tätigkeit der DPAS führt keine 
Änderung der rechtlichen und fi-
nanziellen Situation herbei, sondern 
beschränkt sich im Wesentlichen 
auf technische bzw administrative 
Aspekte, nämlich die Weiterleitung 
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der Zahlungsanweisung an das 
ausführende Kreditinstitut , be-
schränkt. Dies kommt auch durch 
die Einschränkung der Haftung 
in den Allgemeinen Bedingungen 
zum Ausdruck.

Gerne stehen wir für Rückfragen 
zur Verfügung!


